BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 06. August 2018, X B 22/18

Nichtigkeit von Schiatzungen

ECLI:DE:BFH:2018:B.060818.XB22.18.0

BFH X. Senat

AO § 125 Abs 1, AO § 162 Abs 1, FGO & 115 Abs 2 Nr 2 Alt 2, FGO & 115 Abs 2 Nr 3

vorgehend Finanzgericht Berlin-Brandenburg , 16. Januar 2018, Az: 3 K 3137/17
Leitsatze

NV: Die bloRe Absicht der Finanzbehdrde, den Steuerpflichtigen durch das Schatzungsergebnis zu sanktionieren
("Strafschatzung”), lost fur sich genommen noch keine Nichtigkeit der hierauf beruhenden Steuerfestsetzung nach § 125
Abs. 1 AO aus. Hinzu kommen muss, dass die Schatzung bei objektiver Betrachtung den durch die Umstande des
Einzelfalls gezogenen Schatzungsrahmen verlasst, d.h. objektiv fehlerhaft ist .

Tenor

Die Beschwerde der Klager wegen Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg
vom 17. Januar 2018 3 K 3137/17 wird als unbegriindet zurlickgewiesen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens haben die Klager zu tragen.

Tatbestand

1 Die Klager und Beschwerdefiihrer (Kldger) sind Eheleute, die fiir die Streitjahre 2013 und 2014 zur
Einkommensteuer zusammenveranlagt werden. Die Klagerin fuhrt seit dem Jahr 2003 einen Gewerbebetrieb, fiir
den in den Jahren 2006 bis 2011 durchgehend Verluste anfielen.

2 FurdasJahr 2012 gaben die Klager keine Einkommensteuererklarung ab. Der Beklagte und Beschwerdegegner (das
Finanzamt --FA--) bericksichtigte bei den Einkunften aus Gewerbebetrieb im Schatzungswege einen Betrag von 0 €.
Der Schatzungsbescheid blieb unangefochten.

3 Auch fir die Streitjahre 2013 und 2014 kamen die Kldger ihrer Pflicht zur Abgabe von
Einkommensteuererklarungen zunachst nicht nach. Das FA schatzte Einkunfte aus Gewerbebetrieb von 15.000 €
(2013) bzw. 30.000 € (2014). Bei den Einkunften aus nichtselbstandiger Arbeit des Klagers berucksichtigte das FA
den Arbeitnehmer-Pauschbetrag. Auch jene Schatzungsbescheide fochten die Klager nicht an. Erst nach Eintritt der
Bestandskraft reichten sie Steuererkldarungen ein, in denen sie Verluste aus Gewerbebetrieb von 5.232 € (2013) bzw.
16.320 € (2014) auswiesen. Eine Anderung der Steuerfestsetzungen lehnte das FA unter Hinweis auf deren
Bestandskraft (und fehlender verfahrensrechtlicher Anderungsmaglichkeiten) ab.

4 ImJanuar 2017 beantragten die Kldger die Feststellung der Nichtigkeit der den Steuerfestsetzungen fur die Jahre
2013 und 2014 zugrunde liegenden Bescheide (§ 125 der Abgabenordnung --AO--). Es handele sich --so die
Begriindung-- um willkdrliche, krass von den tatsachlichen Gegebenheiten abweichende "Strafschatzungen”;
Schatzungserwagungen seien nicht erkennbar.

5 Das FA lehnte den Antrag ab; Einspruchs- und Klageverfahren blieben erfolglos. Das Finanzgericht (FG) sah die
Voraussetzungen fur eine Nichtigkeit als nicht gegeben an. Die Schatzungen des FA lagen innerhalb des durch die
Umstande des Einzelfalls gezogenen Schatzungsrahmens. Die in Ansatz gebrachten Gewinne seien bei einer
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betriebsspezifischen Betrachtung denkbar. Fehle es bereits an der Rechtswidrigkeit der Schatzungen, konnten diese
erst recht nicht nichtig sein. Bewege sich das Schatzungsergebnis --wie im Streitfall-- innerhalb des
Schatzungsrahmens, fiihre auch eine etwaige subjektive Willklr des Veranlagungssachbearbeiters nicht zur
Nichtigkeit der auf den Schatzungen beruhenden Steuerbescheide. Es sei daher unerheblich, ob die zustandige
Sachbearbeiterin die Steuerveranlagungen --wie von den Klagern unter Beweisantritt behauptet-- als
"Strafschatzung” habe verstehen wollen.

Die Klager begehren die Zulassung der Revision wegen Divergenz. Zudem rlgen sie die unterlassene
Beweisaufnahme als Verfahrensfehler.

Das FA tritt der Beschwerde entgegen.

Entscheidungsgrunde
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Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unbegriindet.

Die von den Klagern angeflihrten Revisionszulassungsgrinde i.S. von § 115 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO)
sind nicht gegeben.

1. Eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung wegen
Divergenz (&8 115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 2 FGO) ist nicht erforderlich.

a) Die Revisionszulassung gemaf3 & 115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 2 FGO setzt voraus, dass das FG bei gleichem oder
vergleichbarem Sachverhalt in einer entscheidungserheblichen Rechtsfrage eine andere Auffassung vertritt als der
BFH, das Bundesverfassungsgericht, der Gemeinsame Senat der obersten Gerichtshofe des Bundes, ein anderes
oberstes Bundesgericht oder ein anderes FG. Das FG muss seiner Entscheidung einen tragenden abstrakten
Rechtssatz zugrunde gelegt haben, der mit den ebenfalls tragenden Rechtsausfuhrungen in der
Divergenzentscheidung des anderen Gerichts nicht Gbereinstimmt. Zur schlissigen Darlegung einer Divergenzriige
nach § 116 Abs. 3 Satz 3 FGO gehort u.a. eine hinreichend genaue Bezeichnung der vermeintlichen
Divergenzentscheidung sowie die Gegeniiberstellung tragender, abstrakter Rechtssatze aus dem angefochtenen
Urteil des FG einerseits und aus den behaupteten Divergenzentscheidungen andererseits, um eine Abweichung
deutlich erkennbar zu machen (vgl. Senatsbeschlisse vom 10. Mai 2012 X B 57/11, BFH/NV 2012, 1307, m.w.N.,,
Rz 2, 3, sowie vom 5. Marz 2018 X B 44/17, BFH/NV 2018, 637, Rz 17 ff.).

Eine Divergenzentscheidung liegt dagegen nicht schon dann vor, wenn ein Gericht von den Rechtsgrundsatzen der
BFH-Rechtsprechung ausgeht und lediglich eine unzutreffende Anwendung der Grundsatze auf den Einzelfall
gerlgt wird. Es wird dann lediglich ein materiell-rechtlicher, nicht zur Revisionszulassung fihrender Fehler gerigt
(vgl. statt vieler BFH-Beschluss vom 7. Februar 2017 V B 48/16, BFH/NV 2017, 629, Rz 11, m.w.N.).

b) Nach diesen Grundsatzen vermochten die Klager eine Divergenz zu den von ihnen zitierten BFH-Entscheidungen
nicht zu begriinden.

aa) Tragend fir die FG-Entscheidung war zum einen der Rechtssatz, dass eine Schatzung, deren Ergebnis sich (noch)
innerhalb des durch die Umstande des Einzelfalls gezogenen Schatzungsrahmens bewegt, rechtmafiig ist. Dieser
Rechtssatz lasst keine Abweichung zu der von den Klagern insoweit benannten Senatsentscheidung vom 15. Juli
2014 X R 42/12 (BFH/NV 2015, 145, Rz 21) erkennen; vielmehr ging der Senat dort vom namlichen Grundsatz aus.

bb) Soweit das FG zum anderen seine Entscheidung auf den Rechtssatz gestiitzt hat, bei noch im Rahmen liegenden
--d.h. noch nicht einmal rechtswidrigen-- Schatzungsergebnissen konne die hierauf beruhende Steuerfestsetzung
weder aufgrund objektiver Willkir (S. 11 des Urteils) noch bei einer "falschen subjektiven Zielrichtung" des
Veranlagungssachbearbeiters (S. 12) nichtig sein, weicht es ebenfalls nicht von Rechtssatzen der BFH-
Rechtsprechung ab.

(1) Der Senat hat in seiner Entscheidung in BFH/NV 2015, 145 --anders als die Klager meinen-- nicht den abstrakten
Rechtssatz aufgestellt, dass jede (vorliegend im Ubrigen streitige) subjektive Willkiirmanahme die Nichtigkeit der
Steuerfestsetzung zur Folge hat.
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(2) Vielmehr ergibt sich aus Rz 21 und 23 der Entscheidung eine letztlich dreigestufte Abfolge: Wahrend eine
Schatzung, die sich sogar am oberen Rand des einzelfallabhangigen Schatzungsrahmens orientiert, noch als
rechtmafig gilt, fihrt eine solche, die jenen Rahmen nach oben (oder unten) verlasst, zur Rechtswidrigkeit und
Anfechtbarkeit. Selbst grobe Abweichungen vom Schatzungsrahmen haben regelmafiig nur die Rechtswidrigkeit,
nicht aber die Nichtigkeit zur Folge. Griuindet sich die insoweit fehlerhafte Schatzung --dritte Stufe-- allerdings
darauf, dass sich die Finanzbehorde entgegen dem Regelungsauftrag in &8 162 Abs. 1 AO nicht an den
wahrscheinlichen Besteuerungsgrundlagen orientiert, sondern bewusst zum Nachteil des Steuerpflichtigen schatzt,
kann ein zur Nichtigkeit fihrender besonders schwerer Fehler i.S. von § 125 Abs. 1 AO vorliegen (sog. subjektive
WillkirmafRnahme). Selbiges gilt, wenn ein ebenfalls als fehlerhaft zu disqualifizierendes Schatzungsergebnis trotz
vorhandener Sachverhaltsaufklarungsmaoglichkeiten krass von den tatsachlichen Gegebenheiten abweicht und in
keiner Weise erkennbar ist, dass iberhaupt und ggf. welche Schatzungserwagungen angestellt wurden, sog.
objektive WillkirmaRnahme (vgl. Senatsurteile in BFH/NV 2015, 145, sowie vom 15. Mai 2002 X R 34/99, juris,
unter 11.3. und 4.).

(3) Den Rechtssatz, allein die Absicht der Finanzbehorde, den Steuerpflichtigen durch das Schatzungsergebnis zu
sanktionieren, lose bereits die Nichtigkeit gemaf} & 125 AO aus, kann der vorgenannten BFH-Rechtsprechung somit
nicht entnommen werden. Hierauf weist auch das FA in seiner Beschwerdeerwiderung zu Recht hin.

cc) Soweit die Klager eine Divergenz zu den BFH-Entscheidungen vom 20. Dezember 2000 | R 50/00 (BFHE 194, 1,
BStBL II 2001, 381) sowie vom 18. Dezember 1984 VIII R 195/82 (BFHE 142, 558, BStBL Il 1986, 226) anfuhren (vgl.
S. 7 bis 9 der Beschwerdebegriindung), legen sie keine hinsichtlich der abstrakten Rechtssatze bestehenden
Abweichungen dar. Sie tragen insoweit lediglich vor, es sei dem FA im Streitfall zumutbar und moglich gewesen,
diverse Erkenntnismittel fur eine sachgerechte Schatzung zu beschaffen und zu verwerten. Folge des Verstofies
hiergegen sei --anders als das FG annehme-- die objektive Willkiir der Schatzungen und damit die Nichtigkeit der
Steuerfestsetzungen. Insoweit riigen die Klager lediglich die Nichtanwendung von BFH-
Rechtsprechungsgrundsatzen, legen aber nicht in der nach § 116 Abs. 3 Satz 3 FGO gebotenen Weise eine fir die
Revisionszulassung erforderliche Divergenz dar.

dd) Gleiches gilt fur den Einwand, das FG sei von den Grundsatzen der Senatsentscheidung vom 15. Mai 2002

X R 34/99 (juris) abgewichen. Soweit der Senat dort den Rechtssatz aufgestellt hat, eine Schatzung erweise sich erst
dann als rechtswidrig, wenn sie den durch die Umstande des jeweiligen Einzelfalls gezogenen Schatzungsrahmen
verlasse und sich die Behorde bei einer Verletzung der Erklarungspflicht an der oberen Grenze des
Schatzungsrahmens orientieren konne (dort unter 11.3. der Griinde), folgt das FG jenen Grundsatzen exakt (vgl.

S. 8 ff. des FG-Urteils). Lediglich die Anwendung jener Grundsatze auf den vorliegenden Einzelfall erweist sich nach
Ansicht der Klager als unzutreffend.

2. Auch die Verfahrensruge nach & 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO greift nicht durch.

a) Nach & 76 Abs. 1 Satz 1 FGO hat das Gericht den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen und dabei die
erforderlichen Beweise (8 81 Abs. 1 Satz 2 FGO) zu erheben. Ein diesbezuglicher Verfahrensmangel ist gegeben,
wenn das FG einen entscheidungserheblichen Beweisantrag ubergeht (vgl. Senatsbeschluss vom 1. Juni 2015

X B 6/15, BFH/NV 2015, 1265, Rz 12). Ein ordnungsgematf’ gestellter Beweisantrag darf nur unbertcksichtigt
bleiben, wenn das Beweismittel fur die zu treffende Entscheidung unerheblich, das Beweismittel unerreichbar bzw.
unzuldssig oder absolut untauglich ist oder wenn die in Frage stehende Tatsache zugunsten des Beweisfiihrenden
als wahr unterstellt werden kann (standige hochstrichterliche Rechtsprechung, vgl. BFH-Beschluss vom

17. November 2009 VI B 11/09, BFH/NV 2010, 650, unter Il.1.a, sowie Senatsbeschlisse vom 28. September 2011
X B 69/11, BFH/NV 2012, 32, Rz 13; vom 8. Januar 2014 X B 68/13, BFH/NV 2014, 566, Rz 13, sowie vom

12. Februar 2018 X B 64/17, BFH/NV 2018, 538, Rz 11).

b) Im Streitfall braucht der Senat nicht daruber zu befinden, ob das FG nach den genannten Grundsatzen dem
Beweisantrag der Klager hatte nachkommen mussen. Jedenfalls wird insoweit nicht die Zulassung der Revision nach
§ 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO begriindet.

aa) Zwar haben die Klager ihr Recht zur Fiihrung der Sachaufklarungsriige --ausnahmsweise-- nicht dadurch gemaf
§ 155 FGO i.V.m. § 295 der Zivilprozessordnung verloren, dass sie die Nichterhebung der am 15. September 2017
und 12. Januar 2018 schriftlich beantragten Einvernahme des Zeugen X in der miindlichen Verhandlung vom

17. Januar 2018 nicht vorsorglich gerligt haben (vgl. hierzu Seer in Tipke/Kruse, Abgabenordnung,
Finanzgerichtsordnung, & 115 FGO Rz 114, m.w.N. auf BFH-Rechtsprechung). Denn das FG hat auf S. 12 seines
Urteils --kurz-- begriindet, weshalb es von der Beweiserhebung abgesehen hat. In diesem Fall bedarf es keiner
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Ruge in der mundlichen Verhandlung; eine solche ware vielmehr als Uberflissige Férmelei anzusehen, da bereits
aus dem Urteil selbst hervorgeht, dass dem FG die Existenz des angebotenen Beweismittels bewusst war (vgl.
Senatsbeschluss vom 29. Juni 2011 X B 242/10, BFH/NV 2011, 1715, Rz 10 ff.; BFH-Beschluss vom 26. November
2008 I1X B 122/08, BFH/NV 2009, 600, m.w.N.).

25 bb) Die von den Klagern beantragte Einvernahme des Zeugen X war fir die Entscheidungsfindung des FG allerdings
unerheblich, so dass die Entscheidung jedenfalls nicht auf dem gertigten Verfahrensmangel i.S. von § 115 Abs. 2
Nr. 3 FGO --lage er denn Uberhaupt vor-- beruhte (vgl. hierzu Seer in Tipke/Kruse, a.a.0., § 115 FGO Rz 115). Selbst
wenn der Zeugenbeweis die Erkenntnis hervorgebracht hatte, dass die zustandige Veranlagungssachbearbeiterin
anlasslich eines Gesprachs mit der Klagerin und dem Zeugen am 20. Dezember 2016 an Amtsstelle die
Schatzungen fur die Streitjahre als "Strafschatzungen” benannt habe, hatte dies die Entscheidung des FG nicht
berthrt. Denn das FG hat sich --wie dargelegt-- mafigeblich auf den Rechtsstandpunkt gestellt, dass auch der von
den Klagern behauptete Willkurakt der Behorde nicht zur Nichtigkeit der Schatzungsbescheide zur
Einkommensteuer 2013 und 2014 gefuhrt hatte, da sich das Schatzungsergebnis noch innerhalb des
einzelfallbezogen zu bestimmenden Schatzungsrahmens bewegt habe.

26 3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 4 von 4


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201850166/

	Beschluss vom 06. August 2018, X B 22/18
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



